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zu t'3flJ 

Zu der aus der beiliegenden Ablichtung ersichtlichen parlamen­

tarischen Anfrage möchte ich einleitend folgendes festhalten: 

Anläßlich der am 2.4.1992 an mich gerichteten dringlichen 

Anfrage der Abgeordneten FischI, Dolinschek und Genossen habe 

ich auf jede der mir gestellten Fragen, wie ich schon damals 

betont habe, nach bestem Wissen und Gewissen hinreichend ge­

antwortet. Es ist daher aus meiner Sicht unverständlich, wes­

halb meine Antworten von den anfragenden Abgeordneten als nur 

"formell" gewertet werden. Ich weise daher die Behauptung, daß 

viele meiner Antworten diese Bezeichnung eigentlich nicht 

verdienen, weil sie an der Frage vorbeigehen und mangelhaft 

wären, mit aller Entschiedenheit zurück. 

Soweit jedoch aus heutiger Sicht meine seinerzeitigen Antworten 

zu ergänzen sind, bin ich gerne bereit, dies im folgenden zu 

tun. 

Zu den einzelnen Fragen führe ich daher folgendes aus: 
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E.!cl_r!:~~ __ l.:_ 
Ergänzend zur Beantwortung der Frage I/2 der dringlichen 

Anfrage: 

Der zeitliche Abstand zwischen der Leistung des Zahnarztes und 

der Honorarrefundierung hängt hauptsächlich davon ab, wann der 

Versicherte die saldierte Honorarnote zum Kostenersatz ein­

reicht. Zwischen dem Einlangen des Kostenerstattungsantrages 

und der Anweisung des Erstattungsbetrages liegen nach Mit­

teilung der Vorarlberger Gebietskrankenkasse durchschnittlich 

fünf Tage. 

Zu Frage 2: 

Die Beantwortung der Frage 1/3 der dringlichen Anfrage bedarf 

keiner Ergänzung. 

Zu Frage 3: 

Die Beantwortung der Frage I/6 der dringlichen Anfrage bedarf 

keiner Ergänzung. 

Zu FraSLEL 4: 

Die Beantwortung des ersten Teiles der Frage 11/2 der dring­

lichen Anfrage bedarf keiner Ergänzung. 

Zum zweiten Teil stelle ich fest: 

Bekanntlich besteht in vielen Gebieten österreichs gerade ein 

Mangel an Fachärzten, sodaß ich nicht in der Lage bin, den 

allgemein gehaltenen zweiten Teil dieser Frage, ohne konkrete 

Nennung solcher Städte, die mit Fachärzten aller Sparten aus­

reichend versorgt sind, sodaß es zu keinen für die Patienten 

unzumutbaren Wartezeiten kommt bzw. ohne die Nennung der 

"defizitären" Ambulatorien in diesen Städten, zu beantworten. 

" 

• 
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Zu den Fragen 5 und 6: 

Die Beantwortungen der Fragen 11/3 und 11/4 der dringlichen 

Anfrage bedürfen keiner Ergänzung. Im übrigen verweise ich auf 

meine Ausführungen zu einigen Anfragepunkten der parlamen­

tarischen Anfrage Nr.2937/J. 

~u F~a~~~!.. 

Die Beantwortung der Frage 11/5 der dringlichen Anfrage bedarf 

keiner Ergänzung. 

~!l_.K~ a~ __ ~J.. 

Die Beantwortung der Frage 11/6 der dringlichen Anfrage bedarf 

keiner Ergänzung. 

~_u Frage 9: 

Wie ich bereits in Beantwortung der Fragen 3 und 6 bis 8 der 

parlamentarischen Anfrage Nr.2458/J vom 26.2.1992 ausgeführt 

habe, werden die Kosten für die Leistungserbringung (Verwal­

tungskosten) in der nach den Rechnungsvorschriften von den 

Versicherungsträgern zu erstellenden Kostenrechnung nach der 

dort vorgesehenen Kostensteilengliederung getrennt nach 

Kostenarten <wie z.B. Personalkosten, Sachkosten) dargestellt. 

Eine Verhältnisrechnung zu den einzelnen Leistungspositionen 

der Erfolgsrechnung (z.B. "Ärztliche Hilfe" - Kontengruppen 40 

bis 44) ist nicht vorgesehen und kann daher von mir nicht 

angegeben werden, da aus derartigen Angaben kaum Aussagen über 

die Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung abgeleitet 

werden könnten. 

~u Ft:age 10~. 

Die Beantwortung der Frage 11/17 der dringlichen Anfrage bedarf 

keiner Ergänzung. 
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E_Y. __ F...f~_!.!.!.. 
Die Beantwortung der Frage 111/5 der dringlichen Anfrage bedarf 

keiner Ergänzung. 

Im übrigen liegt nunmehr die Struktur- und Organisationsanalyse 

der Sozialversicherungsträger vor. Es wird nun Aufgabe der im 

Bereich der Sozialversicherung tätigen Experten sein, die 

diesbezüglichen Unterlagen einer Prüfung zu unterziehen und die 

daraus gewonnenen Erkenntnisse praktisch umzusetzen. 

Der Bundesminister: 
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BEILAGE 

ANFRAGE 

der Abgeordneten FischI, Dolinschek 8 Apfelbeck u Dro Partik-Pable 

an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 

betreffend Beantwortung der dringlichen Anfrage vom 3.4.1992 

Die österreichische Bundesverfassung gibt dem Nationalrat in Art. S2 Abs. 1 B-va das Recht, 

die Mitglieder der Bundesregierung über alle Gegenstände der Vollziehung zu befragen und 

alle einschlägigen Auskünfte zu verlangen. Dieses Recht soll dem Nationalrat die Möglichkeit 

geben, die erforderlichen Informationen über den Bereich der Vollziehung als Grundlage für 

Beschlüsse in Ausübung der politischen Kontrolle zu erlangen. Dem Fragerecht unterliegen 

auch Organe, gegenüber denen ein Bundesminister nur das Aufsichtsrecht hat sowie auch alle 

einschlägigen Fragen, die mit der Vollziehung nur irgendwie zusammenhängen. 

Die Anfragesteller haben am 2.4.1992 eine dringliche Anfrage betreffend für die Versicherten 

bedrohliche Zustände in der Krankenversicherung eingebracht; der Bundesminister für Arbeit 

und Soziales hat sie am 3.4. zwar formell beantwortet, viele seiner "Antworten" verdienen diese 

Bezeichnung jedoch eigentlich nicht, weil sie an der Frage vorbeigehen, ohne daß behauptet 

wurde, daß eine Antwort nicht möglich sei und die dafür erforderliche Begründung gegeben 

worden wäre. Diese mangelhafte Beantwortung ist aufgrund der Zeitzwänge bei der Beant­

wortung einer dringlichen Anfrage begreiflich (wenn sie auch eine Mißachtung des Fragerech­

tes des Nationalrates darstellt), die Anfragesteller meinen aber doch, ein Recht auf die korrekte 

Beantwortung zu haben, soU das parlamentarische Fragerecht nicht zu einer inhaltslosen Hülse 

werden. 

fpc107/asdakv.fis 
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Die Anfragestelier wiederholen daher nochmals die Fragen der dringlichen Anfrage, die nicht 

ausreichend beantwortet wurden und stellen daher an den Herrn Bundesminister für Arbeit und 

Soziales die nachstehende 

Anfrage 

mit dem Ersuchen, die Antworten jeweils auch zu begründen: 

1. Welche Folgen hat der vertragslose Zustand in Vorarlberg für die Patienten? Wie groß 

ist insbesondere der zeitliche Abstand zwischen der Leistung des Zahnarztes und der 

Refundierung des Honorares an den Versicherten? 

2. Welcher Differenzbetrag zwischen dem Richttarif der Ärztekammer und der am 

bundeseinheitlichen Tarif orientierten Kostenerstattung durch die GKK ist derzeit in 

Vorarlberg bei durchschnittlichen zahnärztlichen Arbeiten von den Sozialversicherten 

selbst zu tragen? 

3. Welche grundlegenden Veränderungen bei der Honorierung der ärztlichen Leistungen 

halten Sie für erforderlich, um den systemwidrigen vertragslosen Zustand sich nicht 

weiter ausbreiten zu lassen? 

4. Sind die Leistungen der kasseneigenen Ambulatorien im Durchschnitt für die Kranken­

versicherungsträger kostengünstiger als die Bezahlung derselben Leistungen, wenn sie 

von einem niedergelassenen Arzt erbracht werden? Halten Sie die häufig anzutreffende 

Beibehaltung defizitärer Ambulatorien in Städten, die mit Fachärzten ausreichend 

versorgt sind, für zweckmäßig? 

fpc! 07/asdakv .fis 
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I. 

5. Mehrfach hat der Rechnungshof Mängel in Ambulatorien festgestellt, die eine Gefahr 

für die Patienten darstellen können; so wurde in Oberösterreich ein Ambulatorium 

offenbar längere Zeit hindurch ohne die nötige sanitätsbehördliche Genehmigung 

geführt; in Niederösterreich wurden mangelhafte Geräte weiter verwendet, nicht ärztlich 

angeordnete Behandlungen vorgenommen, Behandlungen mangelhaft oder abgeändert 

verabreicht; in Kärnten wiederum war die Vorsorge für kollabierende Patienten 

mangelhaft. 

Welche Maßnahmen werden Sie setzen, damit die Beachtung der ärztlichen Anweisun= 

gen, die Einhaltung der Gesetze und auch die bestmögliche Ausstattung der Ambula­

torien im Interesse der Pflichtversicherten in Zukunft gewährleiste~ werden? 

6. Immer wieder hat der Rechnungshof in der Vergangenheit auch festgestellt, daß in den 

Ambulatorien (vor allem den Zahnambulatorien) ausländische, nicht nostrifIZierte 

Zahnbehandler mit Sondergenehmigungen des Gesundheitsministeriums beschäftigt 

wurden, ohne daß die dafür nötige ständige Aufsicht und Verantwortung eines inlän­

dischen Facharztes geWährleistet gewesen wäre (Kärnten, Niederösterreich, Oberöste­

rreich); in Niederösterreich wurde ein praktischer Arzt statt des nötigen Facharztes zur 

Leitung eines Ambulatoriums eingesetzt; mehrfach wurde festgestellt, daß den Änten 

vorbehaltene Arbeiten von Dentisten vorgenommen wurden. 

Welche Konsequenzen haben diese gesetzwidrigen Vorgänge jeweils gehabt? Steht das 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales noch immer auf dem gegenüber dem Rech­

nungshof vertretenen Standpunkt, diese Vorkol11llllÜsse müßte praktisch toleriert werden, 

wenn inländische oder nostrifIZierte Ärzte nicht in ausreichender Zahl zu finden sind? 

1. Ist Ihnen bekannt, daß einem nicht nostrifizierten ausländischen Am für eine dem 

Ärztegesetz nicht entsprechende Arbeit in ÖSterreich Strafen in Höhe von bis zu 

S 50 000 drohen? Wurde ein in einem Ambulatorium beschäftigter, nicht nostrifizierter 

Arzt in den letzten zehn Jahren dafür bestraft? 
., . " r· 

/. ,'., ;.J 

. , .. ,' 

fpe 1 07/asdakv .fis 
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8. Ist Ihnen bekannt, daß auch in den in Vorarlberg eingerichteten Zahnambulatorien 

entgegen den Bestimmungen des Ärztegesetzes (die lätigkeit ausländischer Ärzte ist 

demnach nur in unselbständiger Stellung zu Studienzwecken an Universitätskliniken 

oder Krankenanstalten möglich, die als Ausbildungsstätten zum praktischen Ant oder 

Facharzt anerkannt sind), aber mit Duldung des Gesundheitsministeriums nicht nostrifi­

zierte ausländische Zahnbehandler tätig sind, denen pro Ambulatorium nur ein öster­

reichischer Facharzt vorsteht? Halten Sie diese Zustände den betroffenen Patienten 

gegenüber für vertretbar? 

9. Wie hoch ist der Anteil der in den Kontogruppen 40 bis 44 enthaltenen Verwaltungs­

kosten an den Gesamtkosten dieser Kontogruppen? 

10. Wie hoch ist derzeit das durchschnittliche Bruttoeinkommen eines in einem Sozialver­

sicherungsträger beschäftigten Akademikers (samt allen Zuschlägen aber ohne Über­

stunden); wie hoch das eines akademischen Beamten des BMAS? 

11. Warum treten Sie dafür ein, daß auch weiterhin z.B. die ASVG~.~rsicherten österrei-

cher trotz gleicher Beiträge unterschiedliche Leistungen e~,hai~fi- / 

Wien, den 130 Mai 1992 

fpcl07/asdakv.fis 
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69~O Natiunalrat XVIIf. GP - h5. Sitzlln~ - 3. I\pril 19<):! 

Präsident 

Für deli Sozial,'ersicherren ist die Steigerung der 
Beiträge die einzige in der JelZlen Zeit '\'irkliclt 
fühlbare Veränderung. die angesichts «(roltender 
Vertragslosigkeit {die Siell 'I'iederum nur für den 
Pmit'men negativ auswirken \1,'irdl und zahlreicher 
anderer .\lißställtie in ,fiesem Bereich eigemlich 
lIicht mehr rerstanden. son(iem als ein Versagcn 
<.ler zuständigen Politiker empfundell wird. 

In <fiesem Zusammenhang richten die umer­
zeichneten Abgeordlleten an (fell Herrn Bundesmi­
nister für Arbeit wui Soziales die naellSlehende 

Anfrage 

,md ersuchen ilm. seine Anlll'orten jeweils allch 
zu begrtlndell: 

I. I'ertragsloser Zustand: 

I. Wie werdell Sie sich dafür einsetzen. daß in 
Vorarlberg wieder ein Gesllmu'crtrag mit elen 
ZelhnärZ((!Il zustande kOIlZIlIl:' Wic h'erdell Sie die 

8. H,lften Sie es ftlr richtig. wenn die Kämmer 
Landesregierung siell durch die Bedikfllisse der 
Bel'ölkerwlg mtf der einen llIu( das Verhalten der 
Gebietskrankenkezsse allf der anderen Seite dazu 
gezwllngen sieht. auf eigelle Kosten einen Vertrags­
abschluß Zll ermöglichen? 

9. Anläßlic:ll des angedrohten Ärztestreiks "or 
der Erhöhlllig der Krallkelll·ersicher.llIlgsbeiträge 
wurde eien Arzten nicht nur "on der OVP. sondem 
auch "011 Vertretern der SPÖ zllgesichert. daß zld­
schell 1.2 ulld 2 Milliarden "on den erzielten 
Mehreillllahmen ftir Tarif,'e~besserungen im Be­
reich der niedergdassenen Arzte I'erwellder \\'er­
den wü"ien. 

Wie '''e"fell siell die Mehreinnahmen nun 1992 
tatsächlich verteilen (/leu g!schaf!ene Leistungen. 
KRAZAF. niedergelassene Arzte Cl cereral? 

11. eigelle Einrielllullgell - niedergelassene Ärzte: 

drohende 'I 'eitere Ausclehmmg der Gebiete. in de- , J. -'St es r~ch!ig. ~iaß in Vorarlberg .. 11'0 seIIon 
II eil keine Gesamll'erzräge bestehen, in Zukunft seil langerer ZCIl kelll Vertrag mehr zwtschen der 
"erhilldem:' ,.- Gebietskrankc:nkasse und den Zahnärzten besteht, 

2, We/clle Folgen hOl der ,'ertrags/ase ZI(slan,i 
in Vorarlberg für die Pmiemell? Wie groß iSI ills­
besolldereder zeitliche Abstand zwischen der Lc?i­
sumg des Zahnarztes und der Refun"ierullg des 
Honorars /111 den Versicherten? 

3. Welcher" Differenzbetrag zldschen dem 
Ricllllorif der Arztekammer und der (1111 bundes­
einheitlichen Tarif orielllierten KosrellerstawlIlg 
durch die GKK ist derzeit in Vorar/berg bei durch­
schnilllichenzahllärztlichen Arbeite/! "Oll den 50-
ziail'ersicllerlell selbst zu tragen? \Vie,'iel muß der 
Pflichllwsiellerle in den anderen BUl1deslänäem 
selbst für solche Leisl/mgen bezahlen? 

.J. Wie ist sichergestellt. (laß sozial SellII'ache so 
wie bei Ge/tung eines Gesaml\'crlrages olllle Bar­
zahlung den Arzt konsultieren können? 

5. Ist es richtig. daß tier den VorarJberger 
?,a/lIlärzten zuletzt angebotene Vertrag \'011 ,fen 
Arzten nicht angenommen "'tmic. 'I'eil ,lie Kl1/11-

pensalion der niedrigen Zahlllllgen der GKK 
durch die (ier Pril1atpatiemen 'I'egen lies Prei.sdruk­
kes des nahen Alls/andes nicht mehr für rCrlretbar 
gehalten I\'tmie? 

6. Welche grundlegenden Veränderllngen bei 
der Honorierung der ärztlichen Leislltllgen hallen 
Sie für erforderlich. um den systeml\'idrigen ,."'­
tragslosen Zuslalld siell nicht weiler ausbreit"11 zu 
lassen? 

i. \Veldlc Übereillkunft "'tmil! 111m in Ktirmen 
getr(lffen. um eineIl Ft!rtmgslIbscllluß doch Il(lch 
Zll l'r1ll iig I iehen? 

,fie seitlta mit tier Bcgrtindllllg der notwendigen 
\'ersorgung eier Be,'ölkerltng eingerichteten Ambu-
1Cl/(lricn grwldsälzlkh Ilur (fie Ersll'ersorgwlg "Oll 

Schmerzpatielllcn I'omehlllen sowie die Anferti­
gung 1'011 Prothese 11. tlber keine Termine für nor· 
male .. konserl'ierend·cltirurgiselle" Behandlungen 
,'ergeben. ,,"orumer lias Anfertigen 1'011 Plomben 
zu I'erstehell ist? 

2. Sind (lie Leislltllgen der kasseneigencn A/II­
bulatoricn im Durchsellllill lür die Krallkelll'ersi­
cherwigsträger kostcngiillSliger als die Bezahlung 
derselben Leislllllgen. ','enll sie "(ln einem nietier­
gelassenen Arzt erbrachr ,,'ereten? Hallen Sie die 
häufig anzutreffende Beibehalumg defizilärer Am­
bulaloricll in Städten. die mit FachärZlen aturei­
ehell«( rersorgt sind. für z,,'ec:kmäßig? 

3. :Wehrfaell hat der Redllumgshof Mängel in 
AmbulatorieIl festgestellt. die eille Gefahr für die 
Patiemell darstellen köllnen: so wurde ill Ober­
österreich ein Ambulatorium offenbar längere Zeir 
hindureIl ohlle die nötige sanitärsbehördliche Ge­
nehmigung gefti/m: in Niederösrerreich wurden 
mangelhafte Geräte weiter '·erwenciel. nicht ärzt­
lich angeordnet(' BehandlungeIl I'orgenommen, 
Behalld/lUlgell mangel/wlt oder abgeälldert "erab­
reidll,' in Kiimu!11 "'iederulIl "'ar ciie Vorsorge für 
kollabierende Pmicllle.ll mallgdlwfl. 

Welche Mctßllaltmell 'I't'rd,'n Sh' setun. damit 
die Beachtullg ch'r iil'ulidll!lI AIlI\,e;slIlIgclI. die 
Eill/willtllg der Gesetzc 11 11 eI CIIldl die b,'slmöglicllc 
AUSStclllltllg der Ambulowricll im IlIIef('ss,' da 
Pllicllllwsichertell in ZlIkllll!1 gcweihr/eistel lI'er· 
cI"1l :> 
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Nationalrat :XVIII. GP - M. Sitzung - l April IQQ1 6Q~1 

Präsident 

-I. Immer ldeder hat der ReclllulIlgshof in cler 
Vergangenheit auch festgestellt. daß in den Ambu­
latorien (\'Or allem den Zallllambuialorien J aus­
läl1dische. nicht nostrifizierte 7.allllbdlandler mil 
Sondergenehmigungen des Gesunciht'ilsministeri­
ums beSChäftigt wurdell. ohne dtlß die ({tlftir nölige 
ständige Allfsichl un(l Veraltlworllmg eilles ill(e;n­
(tischeil Facharztes gewährleistet ge"'esen wäre 
(Kiirmen. Niederösterreich. Oberösterreich J: in 
Niederösterreiclz wllrde ein praktischer Arzt stau 
des nötigen Facharztes zur Leitung eines Ambula­
toriums ejngeselZl: mehrfaCh wurde fesrgeslellt. 
daß den Arzten \'orbelwltene Arbeill.'11 \'on Demi­
Stell \'orgenolllllleil wurden. 

Welche Konsequenzen haben diesc gesetzwidri­
gen Vorgänge jeweils gehabt:' Steht das BUlldesmi­
llisteriulII für Arbeit wui Soziales noclt immer auf 
dem gegellüber dem Rechnungshof rertretenell 
Standpunkt. diese Vorkommnisse müßteIl prak­
tisch toleriert wertiell. I~'efllr inländische oder no­
strifizierte .4rzte nicht in ausreichellder Zahl zu 
findeIl sind:) 

5. Ist 1I11lell bekmllll. daß einem nieht nostrifi­
zicrtclI (//(slälldisc1lell Arzt für eilte (teilt .4rzlcge. 
setz nicht elllspreclwllde Arbeit in ÖSlareicll Stra­
fell in Höhe \."011 bis zu 50 000 S drohell? Wurde 
eil! ill einem AmbulatoriulIl beselläftig/er. nicht 110-

strifizicrter Arzt in den letzteIl zehll Jahren dafür 
bestraft? 

6. Istlhnell bekalllll. daß auch ill "t'n ill Vorarl· 
berg eingerichteten Za!wlIll1bltlatoriell eil/gegen 
(fen Bcslimmw~8('1t des Arztegcsetzes tdie Tätigkeit 
lIusläl/discher Arzte ist demnach Ilur in Ullselbstän­
tiiger Stellung zu Swdiellz\\'ccken alt Ullirersirä/s­
klinikeIl oeier Krankenanstaltcn möglich. die als 
AusbildullgsStöllell zum praktischen Arzt oder 
Facharzt allerkanlll sind I. aber mit DIlIdung des 
Gesulldlreilsministeriul1ts niehl nostrifizierte aus­
ländische Zahnbehlllldier tätig sind. tiellell pro 
Ambulatorium flur ein öSlerreicllischer Facharzt 
"orstelu? HaiteIl Sie diese Zuständc ""11 belroffe­
IICII Pa/iell/ell gegenüber für \"(mrelbar:) 

7. HalteIl Sie es nieht flir eille Verscltleierwrg 
der KostellSlrtlktur der Soziall·crsicllcrtlllgsrräger. 
weltll zum Beispiel nach den Rechllllllgsvorscllrif-
1~1l die Allfwendungen für die Vem:cllllllllg der 
ArztehOllorare /lllIer den KOIllOgruppcll -10 bis -I.J 
.. ärztliche Hilfe" I'crbllcht l\'crdcll IIl/d nicht als 
VCf\mltwlgskostell:' Wic /toch ist der AlIleil der in 
deli KOlllogrupp,'n .JO bis .J.J elllha/It'l/en Venl"tll-
1lI1lgSlWSlCI! an deli Gesamtkostcll dic!ser K,mto· 
grttppell:' 

S. \rercl<.'/I Sh' als zustäl/diger R<.'ssorlmillisu:r 
daflir d,llretl'''. "011 dem bislzaigclI System a.~lzli· 
gelll'lI. I/(/eh d"/Il abracllll' LdslIllIgc!lI da Arztt' 
delfach Illlr IIoell Idlh'cisl' oda IIl1ch gar nieh, ho· 
noricrt lI'crd':lI:> 

9. Bei Ifclchen Sozia/l'ersicll5rtmgströgem gibt 
es derzeit mit (ien praktischen Arztcn eine Einzel­
I cisllt ngs "e rrech nUllg? 

10. Welche Forderungen habeIl die Verlulltd· 
ItUlgsparmer ill K(lrntcllbezliglicll des TarifsyslMls 
der Krankellkassen erhoben? Welche Maßllahmcn 
werden Sie ergreifen. um (tie Umsetzullg dieser 
Forclenmgell - (tie ,'on allen vier Parteien ge/ra­
gel/ h'erden - bis Ende des Jahres sicherzustelleII:' 

11. Kellll,'1/ Sie die belriebslrirzschaftliclte Ana­
lyse der NicderösterreichiscllCll Ärztekammer. die 
für besrimlllle ärztliche Behandlungen elic Tarifc 
der GKK um das Sechsfache übersteigende Kosten 
für den Arzt ausk-'eist? Wie betmeilen Sie <liese 
flllltlierte Sw<iie '! 

J 2. Wic beurteilen Sie den Zusammenhang zwi· 
schel/ der kurzen. für dell einzelnen Patienten zur 
Verfügung geStel/,ell Behtlndlungszcit Jllacll der 
5111die .. ärz/liclte \l ersorgllllg in Os/erreicll" 
durcllsclllliulich etl\'a siebeIl Minuten beim pmkl;' 
sclu:n o4rZII llIut dem Verreclllumgssystem der 
Krallkell\ "Crsicllcrwlgslrägcr? 

" J 3. Ist es riclttig. daß die zwiscllC!1 .4rzlcll und 
Krankenkassen ge/tendel/ Tarif(' in Osterreich tex· 
klusb'e \lorarlbergJ im Zeitraum 1980 bis 1990 
wcniger gestiegen silld als tier Index der Verbu/l(' 
cherpreise (-10.25 Prozelll gegelliiber -IS.6 Pro­
um J. im gleichen Zeitraulll aber tfie Bezüge der 
Soziail'ersiclterwlgsbedienstete/l (Zllm Beispiel Be­
zugsswfe G 11 ISi 11m 58.1/ Prozelll gesticgen 
sind:' 

N. Ist Ihnen bekanlll. daß in Wiell ein prakti· 
sclter ArZI im Durcltscllllill einen Umsatz 1"011 

732 000 S pro Jahr macht. \~'oraus sie" IInter Zu­
grl/lldelegllllg der (furcltschniulicllen Arbeitszeit 
eine Bezalrlllllg 1'011 etWa 150 S pro SUlfide ergibt? 

15. Ist fhllell bek'lIl11l, daß für eille Swnde eines 
Aillomechanikers im SeImi" 550 S bis 5S0 S (ohlle 
MehrwerlSleUerJ bezaMt werdelI müsselI, für eine 
Stullde eines ED v- Tecllllikcrs (HallsbesucltJ illl 
Sc/Illiu etwa 800 S bis I 500 S? 

16. Wissen Sie. daß das Durchschllillseillkom­
IIIC1l (ter niedergelassenen • .trzte ;11 (ter Steiermark 
bruUO umgerechnet allf J.J Monatsgeltälter 
26 000 S pro MOllat ausmacht? 

17. Wie hoclt ist derzc:it das durchschnilllidze 
BrlllWeinkonlmell eines in eillem Sozia/lwsiclle· 
rlllzgsm"iger besc1täftigtcn Akademikers tsamt a/lell 
/..usclllägen. aber oill/e Ubcrsltlllden J: "'ic !zoch 
das eines akadcmiscllell Bemmen lies BMAS? 

I S. Ist IhllclI <Li<' durcllscllllitllic1zt' Jalm'sarbeits· 
zeit der llic!dt'rösterrl'icl,is('//c?// .4rztc \"(lI! 2 /5-1 
SlIllldcll nach d,'r Cl"II'(ihlll<.'/I .4llalvst' bekalllll (im 
Vt>rglcich belrug (fie Jalrr<'ssollari),'i/sz,'it für Ar· 
bei't'r 1988 J 735 Sill 11 dCIl I ? 
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Präsident 

19. /1/ der Regierungserklärung ist für den Be­
reicl1 der Krankcllansltl/wn die Einführung eines 
differenzierten, leislltngsbezogencn Modells für die 
Neuordl/ung der Finallzierung '·orgesehell. Wer­
den Sie sich für eine Umstellung (/es Tarifsystems 
(ter Krallkenkassen auf ein leislUngsbezogenes Sy­
stem olme Höchstgrenzen einsetzen. 11111 imlllleres­
se der einen großen Teil der Krankenansraltskostell 
lragen«(en Krallkenversicherung eille VerlClgertmg 
,';e/er. Leis III I1gen ;n de!1 kostcngll'Isligeren Bereich 
tier llIedergclassel1cn Arzte zu bewirken:' Wann iSI 
eine derartige Initiative zu Crlfarten:' 

20. Besteht derzeit für den ASVG-Versichertell 
(fie Möglichkeit. zu kOllIrollieren. welche Leislllll­
gell "om Arzt der Krallkem'ersicherung in Rech­
I1llllg gestellt "'erden und welche Kosten flir eine 
beSlill1ll1re LeisllLng jeweils elllslelJel1? 

21. Sind Sie nicht der Alzsielu. daß die Tratzspa­
renz <ier "errechneten Leismngen lind Kosten sich 
allf das Kos«!IZbe'~'ußtsein der PaticlZlen und damit 
lluf die VerreelllZllllgsprtl.ds der .4rzte und auch die 
Höhe der AusgabeIl der KrankcIZI'Cfsicherlllzg po­
sitil' atiSll"irken würde? 

~2. Werden Sie wc:gen der besseren Kosten- wut 
Lelsumgskomrolle Uberlegungen ill Riellllmg ei, 
nes Selbslbe/lalles auch im Bereic/l der ASVG· 
Versicherten anstellen '! 

23. Gibt es Schätzungen. '~'eklzer PrOlemsatz 
''PIZ BelulIldlllngcn in Krankenansl<lIICIl lZur durch 
U..ber~,·eiswzg~n '~'egen (fer feltlellden Bezahlullg 
fur dlcselbe arzlilche Lelsllll1g bt!im nice/ergelasse· 
lien Arzt zustallde kOll!mt~ 

2../. \\'47S halten Sie \'011 dem KOllzcpt ftir dl/e im 
JlelzrlzcitseigelZwm der Gebietskrtlilkenkassel/ ste­
hende .. Allslrian Hospilals" HoMing AG. lias \'on 
der steirischen Spitals-Holding "orgelegl wurde? 

25. Treten Sie grundsätzliclz für eine Erhöhung 
des pril"atwirtselwftliclWII Leislltngsameils bei der 
Krallkem'ersorgung oder eller für eitle Versltlatli· 
ellIIllg des Gesllndheitsbereiches eilZ. die ::11 dcn 
"om Fall Lainz lind alls GroßbritaIZIlien schon bel 
kallI11eIl Folgen fi4hren wird? 

IU. Leislltllgskmalog: 

I. Bei welchen fünf LeislItIlgen beslChen derzeit 
zldscht?1l den eilZze/nen Krmlkcnkl1sSc?n die gräßten 
Uillerschiede in drr Bezahlung (tes Arztcs:) Wie 
hoch silld die Leistlllzgell je'\'eils:' 

2. Welclze Bezahlung erhält der Arzt jt' nach 
Krallkt'llkasse und BllIldt'slcllzd für 

('{lIe KOflsultation. 

eilWl Hausbesuch am S(lfllllllg l'ldt'r 

t'ifl EKG:' 

3. Sind diese UllIersclliede objeklil' begründ· 
bar;' 

.f. Der Obmanll der Sc,lzburger Gebit'tskran· 
kenkasse. U ..... c Knallcr. 11'" siell öffel1llic/1 flir einc 
cinheitliche Kranken\'(:rsicherlllzg für alle Öster· 
reicher. unablzängig "on Beruf lind Bundeslalld. 
mit gleichem Beilrags· wut Leislltllgsreclll ausge­
sproellen: hallen Sie diesen Reformallstllz alls der 
Perspektil'e der betroffcnen Krankelll'ersichertcn 
für ,,·i4nsclzells,,'crt. uild "'erden Sie sich für eine 
elZlsprechende VereinheitliclwlIg des Sozialrersi­
clzcrungsrcclus einsetzen:' 

5. Wenll nein. "'artmz treten Sie (tafi4r ein. daß 
auch ~"eiterlzill zlim Beispiel die ASVG·'·ersiclzer· 
lell Osterreicher trOtz gleicher Beiträge wuer­
schiedliche Leistungen erhallen:' 

In formeller Hinsiclzt ,drtl bealZlragt. eliese An­
fragc gemäß § 93 der Gescltiiftsordllwzg «(es ll/'otio· 
Iw~rat~s nach Erledigllng der Ttlgcsordmmg als 
drlllg/ielz zu bellandelll lind dem ErStlllUerzeiclllzf!r 
GelegenIleil zur Begrtincilll1g zu geben. 

Präsident: Im Sinne der Geschäftsordnung ge­
langt als erster Herr Abgeordneter Fischi zu 
Wort. um die dringliche Anfrage zu begründen. 
Ich erteile es ihm. . 

J.I.-IJ 
Abgeordneter FischI (FPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Eigentlich wollten ~ir heute zu dieser 
Dringlichen den Gesundheitsminister bitten. aber 
da el' weder von Gesundheit noch von Kranken­
ständen oder Krankenkassen etwas versteht. ha­
ben wir Sie. Herr Sozialminister. oebeten. Und 
Sie. Herr Sozialminister, verstehen cwieder nichts 
VOll Gesundheitspolitik. Also ist der Herr Sozial­
minister ein .. Sozialfall" und der Herr Gesund­
heit~minister ein .. Pflegefall". ~Beifall bei der 
FPO. - Z"'isclletlrufe bei der SPO.J 

Es ist. meine sehr geehrten Damen und Herren. 
die Gesundheitspolitik in diesem Staat sicher sehr 
verwirrend. Verwirrend sind auch die Zustände. 
die in Kärnten vorherrschen. Dort war es so -
das wissen Sie wahrscheinlich -: Vor einer Wo­
che ~at sich nach einer Urabstimmung die Kärnt· 
ner Arzte~ammer entschlossen. ihren Vertrag mit 
der Kärntner Gebietskrankenkasse nicht mehr zu 
verlängern. Nur durch eine Krisenintervention 
der Kärntner L1ndesregierung ist es letztlich ge­
lungen. das sozialpolitische Großfeuer. das dort 
entstanden wäre. zu verhindern: ein sozialpoliti­
sches Großfeuer. das ... ich wahrscheinlich zu ei, 
nem FI:ichenbrand üt'er eanz Österreich entwik-
kelt h:itte. ~ 

~1eine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Prol~kl1le .,ind in K:irnten his heute niehl gelöst. 
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Fischl 

und gesagt. i~r bekommt jetzt 120 Millionen 
Schilling.. Die Arzte haben daraufhin nein gesagt. 
und die Kasse sagt. diese Gierschlunde wollen 
einfach mehr. 

Verheimlicht hat man aber, daß diese 120 Mil­
lionen Schilling für zwei Jahre angeboten waren 
und als Summe. daß also nicht der einzelne Arzt 
für seine Leistung einen besseren Tarif erhält, 
sondern daß die Gesamtaufwendungen erhöht 
wurden. Herr Minister! Es gibt ständig mehr Ärz­
te. ständig mehr Patienten. und wenn mehr Ärzte 
mehr arbeiten. bekommen sie in Summe zwar 
mehr Geld. aber deswegen noch lange keinen bes­
seren Tarif. 

Ein weiteres Beispiel. verehrte Damen und 
Herren, findet sich in der berühmten 22-Punk­
te~Beitage zum KRAZAF. Seit mehr als einem 
Jahrzehnt wird von den Ges.1mttheoretikern aller 
Parteien die Umstellung vom derzeitigen Ver­
rechnungssystem in den Spitälern von der Ver­
weild:\lIer. wie es jetzt bezahlt wird. auf ein lei­
stungsbezogenes Verrechnungssystem gefordert. 
Damit soll die Kostenexplosion in den Spitälern 
eingedämmt werdert.' Seit zehn Jahren basteln die 
Gesundheitsexpenen quer durch Österreich an 
einem solchen Modell. Diese Sache hat nur einen 
Schönheitsfehler - den. verehrte Damen und 
Herren. finden Sie in dieser 22-Punkte-Beilaoe 
zum KRAZAF. C> 

Der Hauptverband der Sozblversicherungsträ­
ger spricht sich gegen eine solche Umstellung aus, 
steht don zu lesen. - Da können natürlich wir 
Politiker versprechen. was wir wollen; wenn der 
Hauptverband dagegen ist. dann geht nichts. aus. 
bast:l. Da können die Politiker zehn Jahre lang 
rechnen lassen. was sie walten; wenn der Haupt­
verband dagegen ist. dann geht nichts, aus, basta. 

Hier in diesem Hohen Haus sitzen Beschäftigte 
aus Krankenkassen. Diese haben noch nie etwas 
darüber gesagt. daß sich der Hauptverband gegen 
diese emstellung ausspricht. \''''ir haben hier so­
gar einen Spitzenfunktionär der Krankenkassen. 
den Herrn Generaldirektor-Stellvertreter Dr. 
Schwimmer. 

Herr Dr. Schwimmer! Ich frage Sie: Warum ha­
ben Sie immer mitgejubelt. als es um diese Ein­
fCthrung dieses Reformschrittes gegangen ist? 
Warum haben Sie immer mitgejubelt, wenn es da­
rum gegangen ist. diese Umstellung zu realisie­
ren? (Z','iscilcl!ru[ des Abg. Dr. Sc h 11' i 11/ m e r.1 
Kollege Schwimmer! Warum haben Sie niemals 
hier in diesem Hohen Haus die Bedenken Ihres 
Brötchengebers angemeldet'? Man hat nichts da­
von gehört. {Abg, Illg. i\-[ It re r: Frag (h'lI Hesl)ltIl.' 
Der Schwimmer '1'dß es nicht! - Abg. Dr. 
Sc h 1\' i IllIiI C r: Eil!cn größ!!rell Holkr kölll!('11 
Si!? lIidll rt'd!!II:'.' - H'<.'ill'n.' /.h'isdll'/lrllf<.'.! Das 

ist beweisbar. das kann man im Protokoll nachle­
sen. 

Das heute zutage getretene Verhalten oder. 
besser gesagt. Mißverhalten der Krankenkassen 
muß zu Konsequenzen führen. (Bulldesminister 
He so/( Il: Kollege Fischt! Was Sie aufgeschrieben 
habell. 11'eiß der Sch\\'immer auswendig!! Ich er­
warte außerdem eine klare Stellungnahme von 
der ÖVP dazu. daß sie zuerst großartig die Milli­
arden ankündigt und dann ganz erstaunt tut, 
wenn die Ärzte plötzlich mehr haben wollen. 
wenn die Ärzte plötzlich ein leistungsgerechteres 
Honorierungssystem haben wollen. 

Herr Kollege Feurstein! Ich frage Sie: Wenn Sie 
für die ÖVP Vorstellungen verkünden, die dann 
überhaupt nicht verwirklicht werden - ist Ihnen 
das egal? Spüren Sie keine Verantwortung. Herr 
Kollege Feurstein? Sin~ Sie nicht der Sozialspre­
cher einer Regierungspartei? Oder der eines 
Schreberganenvereines? 

Sie haben von einer \'ernünftigen. leistungsge­
rechteren Honorierung gesprochen. Damit drük­
ken Sie doch aus. daß das jetzige System diese 
Attribute nicht hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Krankenkassen haben sich füt' uns in unserer Ge­
sellschaftsform zu einem Problemfall entwickelt. 
Ich habe diese Zustände. die sich da ein2eschli­
ehen haben. von dieser Stelle aus einmal .. alba­
nisch" genannt. ich habe das auch früher getan. 
Aber künftig werde ich das nicht mehr tun. weil 
das in Wirklichkeit nicht geht: Albanien hat sich 
I!ebessert. und unsere Krankenkassen sind letzt­
lich noch der einzige Hort des Zentralismus. der 
Planwirtschaft un~ der Bürokratie in Europa. 
(Beifall bei der FPO./ 

Ich frage mich: Welch ein Staat ist das. in dem 
die Krankenkassen den Gesundheitsminister 
zwingen können, Lügen zu verbreiten? 

Aus diesen Gründen. Herr Minister Hesoun, 
fordere ich Sie auf. sich zu Ihrer Verantwortung 
für die mehr als skandalösen Zustände in den 
Krankenkassen zu bekennen und angesichts Ihrer 
Unwilligkeit und Ihrer Unfähigkeit. die Probleme 
in den Griff zu bekommen. zurückzutreten. 
Danke. (Beifall bei der FPÖ.J 15':11 

Präsident Dr. LichaI: Zur Beantwortung der 
Anfrage hat sich Herr Bundesminister für Arbeit 
und Soziales Hesoun gemeldet. Herr Bundesmini­
ster. Sie haben das Wort. 

15.:11 
Bundesminister für Arbeit und Soziales 

Hesoun: Sehr verehrter Herr Präsident! Geschätz­
te Damen und Herren! Zu den an mich gestellten 
Anfragen der Herren Abgeordneten Fisch\. 00-
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Bundesminister für Arbeit und Soziales Hesoun 

linschek möchte ich folgende Antwort geben und 
auch einiges vorausschicken. 

Grundsätzlich möchte ich festhalten, daß die 
vorliegende Anfrage. Kollege Dolinschek. in etli­
chen Punkten die Autonomie der Selbstverwal­
tungskörper der Sozialversichel'ung berührt und 
nicht ich der Adressat für diese Ihre Anfragen 
bin. Daher kann ich einige dieser Anfragen si­
cherlich nicht zu Ihrer Zufriedenheit beantwor­
ten. Ich werde mich aber bemühen, Ihre Anfrage 
so umfassend wie möglich zu beantworten. 

Geschätzte Damen und Herren! lassen Sie 
mich aber zu Beginn einige Feststellungen über 
die Entwicklung des österreichischen Sozialsy­
stems treffen. Es ist uns seit Beginn der Zweiten 
Republik gelungen. ein soziales Gefüge zu ent­
wickeln. das - ich glaube. das sagen zu dürfen -
Not und Elend weitestgehend aus dem Erschei­
nungsbild die~er Republik verdrängt hat. (Beifall 
bei SPO wtd OVP.I 

Ich sage das auch deshalb. weil unsere Sozialpo­
litik. die wir ins Leben gerufen haben - ich un­
terstreiche das Wort .. wir" -, aus der Not her­
aus entstanden ist und im wesentlichen (Abg. Dr. 
Hai d (! r: Wer: .. ""·ir"? Der Sozialminister oder 
die Bundesregierung?1 - ich komme noch darauf 
zurück - die ~enschen in dieser Republik von 
Not befreit hat. 

Es gibt bei uns zurzeit - ich sage das. ohne 
überheblich zu sein fAbg. Dr. Hai der: Als Par· 
,eifwlklivlliir oder als Millisler:' I - mit dem von 
uns verwirklichten Sozialsystem ein Maß von Si­
cherheit. das wir in unserem Land erreicht haben, 
dem international sicherlich nichts gleichzusetzen 
ist. 

Geschätzte Damen und Herren! Die Leistungs­
stärke unseres Sozialsvstems beruht vor allem auf 
der demokratischen Mitgestaltung und Mitwir­
kung - jetzt komme ich auf Ihren Zwischenruf 
zurück. Kollege Haider - der beiden großen po­
litischen Parteien. die nach dem Zweiten, furcht­
baren. Weltkrieg diese Republik errichtet, neuge­
staltet und wiederaufgebaut und auch eine soziale 
Gese~zgebung erreicht haben. (Beifall bei SPÖ 
lind 0 VP.J 

Diese Regierung - das darf ich Ihnen verspre­
chen -. dieses Parlament. die Mehrheit in diesem 
Parlament. werden in Zukunft diese Sozialpolitik 
fortsetzen. (Beifall bei SPÖ I/I/d ÖVP. - Abg. Dr. 
Hai der: Das iSI eine gefährliche Drohung.'1 

Im übrigen werde ich Ihnen Anfang Mai. Kolle­
ginnen lind Kollegen von der Freiheitlichen Par­
tei. das Ergebnis der Struktur· und Organisa­
tionsanal~ se der Sozialversicherungsträger vorle­
gen. Wir werden sicherlich unsere immer wieder 
gemachten Aussagen bestätigt bekommen. 

Übrigens haben wir Sie zur Struktur- und 01'­
ganisationsanalyse eingeladen. Bei der ersten Ge­
sprächsrunde war eine freiheitliche Dame anwe­
send. bei den weiteren Sitzungen glänzte die Frei­
heitliche Partei durch Abwesenheit. Sie hätte also 
~in halbes Jahr lang mitgestalten. mitdiskutieren 
lind mitarbeiten können. Es war leider niemand 
anwesend: bei der letzten Besprechungsrunde hat 
man sich nicht einmal entschuldigt. Das ist Ihre 
"Mitarbeit". das ist Ihre "Mitgestaltung"! tAbg.· 
Sc h i e der: Das iSI aber arg.' - Abg. Dr. F u Ir r -
man n: Das iSllypisclr FPÖ!) 

Geschätzte Damen und Herren! Wenn man et­
was mitgest.1lten will, dann kann man sich nicht 
nur in den Anhänger setzen, sondern muß versu­
chen. auf die Lenkung Einfluß zu nehmen. Dies 
geschieht nicht nur durch kritische Anmerkungen 
und durch polemische Aussagen, die zum Teil so­
gar unrichtig sind = ich werde darauf zurück­
kommen -, sondern durch Tatsachen. 

Zu Frage VI: Zwischen dem Hauptverband und 
der Öste;reichischen Ärztekammer werden der­
zeit Verhandlungen über die Adaptierung der 
Zahnärztehonorarordnung und die Aufnahme 
neuer Leistungen geführt. Eine zwangsweise 
Festsetzung - ich unterstreiche dieses - des In­
haltes eine~ Gesamtvertrages kann von mir und 
wird von mir nicht vorgenommen werden. weil 
ich kein Zwangsbeglücker dieser Republik bin. 

Zu Frage 112: Rund die Hälfte der Versicherten 
hat nach wie vor die Möglichkeit - so wie vor 
dem vertragslosen Zustand -, Sachleistungen in 
Anspruch zu nehmen. 

Zu Frage 1/3: Darüber sind keine Aufzeichnun­
gen vorhanden. In den anderen Bundesländern 
haben die Patienten für Vertragsleistungen nichts 
zu bezahlen. 

Zu Frage 1/4: Durch Ambulatorien und Zahn· 
behandler, die weiterhin mit der Kasse abrech­
nen. 

Zu frage 115: Die Motive der Zahnärzte in Vor­
arlberg, aus denen heraus sie keinen Vertrag abo 
schließen. kann ich nicht beurteilen. Ich bitte, die 
Ärztekammer in Vorarlberg als Adressat zu be­
fragen. 

Zu Frage li6: Ich habe am 31. März 1992 in 
c;.iner Besprechung mit dem Präsidenten der 
Osterreichischen Arztekammer. Dr. Neumann. 
elem Präsidenten der Kärntner Ärztekammer, 01'. 
Brugger. dem Kammeramtsdirektor der Kärntner 
Ärztekammer. Dr. Kopetz. dem Präsidenten des 
Hauptverbandes. Dr. Leutner. und dem General· 
direktor des Hauptverbandes. Dr. Geppert. die 
Einrichtung einer Arbeitsgruppe vereinbart -
meine Anregung -. die sich mit dem Tarifgefüge 
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nicht nur in Kärnten. sondern insgesamt ausein­
ander~tzen soll. 

Zu frage 117: Den Vertragsärzten in Kärnten 
wurden für einen Zeitraum von neun Monaten 
insgesamt zirka 50 Millionen Schilling für Tarif­
anhebungen zur Verfügung gestellt. Der Vertrag 
ist mit 31. Dezember 1992 befristet. 

Zu frage 1/8: Der Kärntner Ärztekammer wur­
de nach langen Verhandlungen ein Angebot un­
terbreitet. das bis an die Grenze des Machbaren 
gegangen ist. - Zum zweiten Teil der frage ist zu 
bemerken, daß es das Recht der Landesregierung 
ist. sich zum Wohle ihrer Landesbürger einzuset­
zen. 

Zu frage 119: In diesem Zusammenhang ver­
weise ich auf die Erläuternden Bemerkungen zur 
50. Novelle zum ASVG. Eine Zusicherung der 
Verwendung von Mitteln zur Anhebung der Tari­
fe im Vertragsärztebereich hat es von den politi­
schen Parteien nicht gegeben. Außerdem ist es 
für mich als Sozialminister keine dankbare Auf­
gabe gewesen. eine Beitragssatzerhöhung für die 
Krankenanstaltenfinanzierung zu verlangen - es 
war nicht dankbar gewesen. ich sage das noch ein­
mal -. da diese ausschließlich der finanziellen 
Entlastung der Länder gedient hat. Das wissen 
Sie. Sie haben diese Diskussion im vergangenen 
Herbst geführt. und ich habe Ihnen korrekt dar­
auf geantwortet. 

Von einer Gesamterhöhung von 0.8 Prozent 
sind 0.5 Prozentpunkte für den KRAZAF zweck­
gebunden ausgeschüttet worden. (Abg. Dr. Hai -
der: Das sollte ein freiheitlicher Redner sag,m.'J 

In den Erläuternden Bemerkungen ist im be­
sonderen ausgeführt - Kollege Fischi. Sie 
bräuchten es nur nachzulesen -: Die Kosten für 
die Leistungsverbesserungen in der sozialen 
Krankenversicherung betragen für das Jahr 1992 
für medi~inische Hauskrankenpflege etwa 
300 Millionen Schilling. für medizinische Rehabi­
litation 300 Millionen Schilling. für psychothera­
peutische Bereiche etwa 200Millionen Schilling 
- wie wichtig es ist, daß wir die Psychotherapie 
bezahlen. hat sich vor wenigen Minuten hier be­
stätigt -. für das Wochen- und Krankengeld etwa 
215 Millionen Schilling und für sonstige lei­
stungsverbesserungen 85 Millionen Schilling. 
(Zwischellrufe bei der FPÖ.J 

Geschätzte Damen und Herren! Ich bin es auch 
gewohnt. etwas einzustecken. Ich habe den Kurz­
kommentar des Kollegen Fischi zu Beginn auch 
lächelnd über mich ergehen lassen. weil ich si­
cherlichden Kollegen Fischi nicht sehr ernst neh­
me und daher diesen kleinen Ausrutscher gerne 
verzeihe. 

Über diese vorgesehene Ausweitung des Lei~ 
stungskataloges hinaus wurde für die Kranken­
versicherung ab dem Jahr 1992 eine zusätzliche 
Erhöhung des Ausgabenniveaus von t.2 Mil­
liarden Schilling erwartet, die insbesondere durch 
Maßnahmen. die einen zusätzlichen Ausbau der 
extramuralen Versorgung ermöglichen. bedingt 
ist. Für diese Mehraufwendungen wurde insge­
samt mit einer Beitragssatzerhöhung von 0.3 Pro­
zentpunkten vorgesorgt. 

Diese Rechnung habe ich bereits im vergange­
nen Herbst dem -Hohen Haus und auch Ihnen 
vorgelegt. Ich glaube. es wurde auch im vergange­
nen Herbst diese Position nicht bestritten. 

Zusätzlich wurde vorgesehen. daß ein Zusatz­
betrag in der Krankenversicherung von 
0.5 Prozentpunkten einzuführen ist. wobei die 
Einnahmen aus diesem Zusatzbetrag ausschließ­
lich dem Zwecke dienen, das zusätzliche Finan­
zierungserfordernis im Bereich der Spitäler abzu­
decken. 

Ich bin aus einem einfachen Grund so rasch in 
der Beantwortung: Es ist heute freitag. und wenn 
ich fertig bin, können Sie so rasch wie möglich 
diese gastliche Stätte hier verlassen. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP.) Ich bin Humanist! Selbstver­
ständlich habe ich dafür Verständnis. daß es nicht 
jedermanns Sache ist. fünf, sechs oder gar sieben 
Tage in der Woche zu arbeiten. 

Zu Frage 11/1: Nach einer Mitteilung der Vor­
arlberger Gebietskrankenkasse ist dies aufgrund 
der derzeitigen Situation notwendig. Die Durch­
führung von konservierend chirurgischen Be­
handlungen ist derzeit aus Kapazitätsgründen nur 
in Ausnahmefällen möglich. - Das ist die Ant­
wort der Vorarlberger Gebietskrankenkasseauf 
Ihre Frage II!1. 

Zu Frage 1II2: Die Ambulatorien sind zur Ver­
sorgung der Bevölkerung wichtig. \Vir haben die­
se Ambulatorien immer wieder in den Vorder­
grund unserer medizinischen Tätigkeiten gestellt 
und werden diese auch in Zukunft nicht vernach­
lässigen. 

Zu Frage I113: Die Beurteilung sanitätsrechtli­
cher Fragen fällt nicht in meinen Zuständigkeits­
bereich. Wie Sie wissen. liegt es im wesentlichen 
im Länderbereich. Soferne im Zuge einer Ein­
schau derartige Mängel bekannt werden. werden 
die nötigen Veranlassungen getroffen. Im übrigen 
müßten die Behauptungen näher differenziert 
werden. ansonsten stellen sie Unterstellungen 
dar. die nur zur Verunsicherung der Patienten 
beitragen. 

Ich bleibe mit zwei Worten bei der Verunsiche­
rung der Patienten. Ich glaube. diese Diskussion 
führt weder zu einer positiven Bev.°ertung der 
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Ärzte noch zu einer solchen der Institute. Wir 
sollten uns vor Augen halten. daß wir da eine ge­
meinsame Verantwortung als Parlamentarier für 
die Kranken, für die Bedürftigen und auch für die 
Behinderten zu tragen haben und ihnen beistehen 
solleMn. wir sind aber nicht dazu da. die Leistungen 
der Arzte zu kritisieren. 

ZUM den Fragen 1l/4, 5 und 6: Die Vollziehung 
des Arztegesetzes fällt nicht in meinen Kompe­
tenzbereich. Eine kurze. aber. wie ich glaube. ver­
bindliche Antwort. 

Zu Frage 1117: Die Sozialversicherungsträger 
sind zur Erstellung einer Kostenanen- und Ko­
stenstellenrechnung verhalten. in welcher die an­
gesprochenen Kosten unabhängig von der Nach­
weisung in der Erfolgsrechnung darzustellen sind. 
sodaß von einer Verschleierung der Kostenstruk-
tur keine Rede sein kann. . 

Weil Sie Kollegen Schwimmer angesprochen 
haben. möchte ich Ihnen sagen, Kollege Schwim­
mer könnte Ihnen sicherlich in einer stillen Stun­
de. glaube ich. sagen zu dürfen. glaubwürdig und 
richtig und auch ordnungsgemäß die Frage beant­
worten. die ich hier versucht habe. in wenigen 
Sekunden aufgrund Ihrer Anfrage zu beantwor­
ten. 

Zu Frage 1118: Die Behauptung. daß Leistungen 
nur teilweise oder gar nicht honorien werden, ist 
unrichtig. Im übrigen verweise ich auf die Beant­
wortung der Frage 1/6. 

Zu Frage 1119: Grundsätzlich bei allen Sozial­
versicherungsträgern. 

Zu Frage HIlO: Die Ärztekammer für Kärnten 
~at für die praktischen Ärzte den sukzessiven 
Ubergang von pauschalienen Grundvergütungen 
zur Honorierung von Einzelordinationen ver­
langt. Im übrigen verweise ich auf die Beantwor­
tung der Frage 1/6. 

Zu Frage 11111: leh maße mir nicht an, Studien 
zu bewerten. Im übrigen hat die Ärzteschaft we­
der in meiner Funktion bei der Niederösterreichi­
schen Gebietskrankenkasse noch in meiner jetzi­
gen Funktion mir diese Studie vorgelegt und dies­
bezüglich Gespräche mit mir gesucht oder auch 
gefühn. 

Zu Frage 1I112: Die Dauer der Behandlung fällt 
i,!1 den medizinischen Verantwortungsbereich der 
Arzte und muß unabhängig vom jeweiligen Ver­
rechnungssystem sein. 

Zu Frage 11113: Eine österreichweite Statistik 
über die Entwicklung der Ärzlelarife ist mir nicht 
bekannt. Außerdem besteht kein Zusammenhang 
zwischen Tarifen und Bezügen der Sozialversi­
cherungsbediensteten. 

Zu den Fragen lIil4 und 16: Da ich keine Steu­
erschnüffelei begehe. Kollege Fisc,!ll. sind mir die 
Einkommensteuerbescheide der Arzte nicht be­
kannt, und ich kann daher keine Auskunft dar­
über geben. 

Zu Frage 11115: Zur Beantwortung dieser Frage 
verweise ich an die zuständige Innung. 

Zu Frage 11117: Für Verwaltungsangestellte der 
Sozialversicherungsträger gibt es kein gesonder­
tes Lohnschema für Akademiker. Bezüglich der 
Bundesbeamten verweise ich auf das Besoldungs­
schema. 

Zu Frage 1II18: Diese Frage ist schlicht und ein­
fach mit Nein zu beantworten. 

Zu Frage 11119: Das Tarifsystem der Kranken­
kassen ist derzeit schon leistungsbezogen: hin­
sichtlich einer Adaptierung verweise ich auf die 
Beantwortung der Frage li6. 

Zu Frage 11120: Ebenfalls ein schlichtes und 
einfaches Nein. 

Zu Frage 1l/21: Ein grundSätzliches Ja. 

Zu Frage lI/22: Ein einfaches Nein. 

Zu Frage lI!23: Ich gehe davon aus, daß die 
Ärzte bei der Überweisung korrekt und nach me­
dizinischen Gesichtspunkten vorgehen. Ich habe 
keinen Grund. an den Angaben der Arzte zu 
zweifeln. 

Zu Frage II/24: Das Konzept wurde mir nicht 
vorgelegt. 

Zu Frage 1II25: Das jetzige System ist ausrei­
chend und für den Patienten am besten. 

Zu den Fragen 11111 und 2: Derzeit bestehen bei 
allen Verträgen Mischsysteme. daher ist eine Be­
antwortung in dieser Form nicht möglich. 

Zu Frage 1lI/3: Ein einfaches Ja. 

Zu Frage 1I1/4: Ein simples Nein. 

Zu Frage IIlI5: Die Struktur- und Organisa­
tionsanalyse der Sozialversicherungsträger - ich 
habe darauf bereits verwiesen - wird in den 
nächsten Wochen vorliegen und dann eine Beur­
teilung dieser Frage ermöglichen. Die Vertreter 
der FPÖ wurden - ich habe ebenfalls schon dar­
auf hingewiesen - mehrfach zu Sitzungen im 
Zusammenhang mit dem Untersuchungsprojekt 
eingeladen. sie haben bisher jedoch nur an einer 
einzigen Sitzung teilgenommen. - Da!.'ke für 
Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei da SPO./ /5.35 

Präsident Dr. Uchal: Wir gehen in die Debatte 
ein. 
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